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Unverbindliche Bekanntgabe des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) 
Zur fakultativen Verwendung. Abweichende Vereinbarungen sind möglich 

 
 
 
 

A2 Umweltrisikoversicherung (URV) 
 

 
Musterbedingungen des GDV 

(Stand: Oktober 2019) 
 
 
 
Der Versicherungsschutz umfasst Schäden durch Umwelteinwirkung (Umwelthaft-
pflicht-Risiko) sowie Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz (Umweltscha-
dens-Risiko). 
 
 
Begriffsbestimmungen 
 
Schaden durch Umwelteinwirkung 
 
Ein Schaden durch Umwelteinwirkung entsteht, wenn er durch Stoffe, Erschütterungen, Ge-
räusche, Druck, Strahlen, Gase, Dämpfe, Wärme oder sonstige Erscheinungen verursacht 
wird, die sich in Boden, Luft oder Wasser ausgebreitet haben. 
 
 
Umweltschaden 
 
Ein Umweltschaden ist eine 
 
- Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen, 
- Schädigung der Gewässer, 
- Schädigung des Bodens 
 
gemäß Umweltschadensgesetz (USchadG). 
 
 
Betriebsstörung 
 
Eine Betriebsstörung ist eine plötzliche und unfallartige, während der Wirksamkeit des Ver-
sicherungsvertrags eingetretene Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes des Versi-
cherungsnehmers oder des Dritten. 
 
 
Umwelt-Produktrisiko 
 
Das Umwelt-Produktrisiko umfasst Schäden durch Umwelteinwirkung sowie Umweltschä-
den, soweit diese durch vom Versicherungsnehmer  
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- hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (Abfälle sind Erzeugnissen gleichgestellt), 
- erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen  

 
verursacht wurden und der Versicherungsnehmer die Erzeugnisse in den Verkehr gebracht, 
die Arbeiten abgeschlossen oder die Leistungen ausgeführt hat. 
 
 

Gesetzliche Ansprüche/Pflichten 

 
Ist im Folgenden von gesetzlichen Ansprüchen die Rede, beziehen sich diese sowohl auf die 
gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts als auch auf öffentlich-rechtliche Pflichten 
und Ansprüche nach dem USchadG. 
 
Ist im Folgenden von gesetzlichen Pflichten die Rede, beziehen sich diese sowohl auf ge-
setzliche Schadensersatzverpflichtungen privatrechtlichen Inhalts als auch auf Sanierungs- 
und Kostentragungsverpflichtungen nach dem USchadG. 

 

 

A2-1  Versichertes Risiko, Versicherungsschutz 

 

A2-1.1  Umwelthaftpflicht-Risiko 

 
A2-1.1.1 Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestimmungen die gesetzliche 

Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Schäden 
durch Umwelteinwirkung für die gemäß A2-1.4 versicherten Risiken. 

 
Versicherungsschutz besteht ausschließlich für 
 
a) Personen-, Sach- oder sich daraus ergebende Vermögensschäden; 
 
b) Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch Sachschäden 

entstanden sind, soweit es sich handelt um Schäden aus der Verletzung 
 

- von Aneignungsrechten, 
- des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, 
- von wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befugnissen. 

 
Diese Vermögensschäden werden wie Sachschäden behandelt. 

 
A2-1.1.2  Versichert sind auch Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtli-

chen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend gemachten 
Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichts-
kosten. 

 

A2-1.2  Umweltschadens-Risiko 

 
A2-1.2.1  Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen Inhalts des Versiche-

rungsnehmers gemäß Umweltschadensgesetz zur Sanierung von Umweltschä-
den für die gemäß A2-1.4 versicherten Risiken. 

 
A2-1.2.2  Versichert sind im Umfang von A2-5.1 folgende Kosten einschließlich notwendi-

ger Gutachter-, Sachverständigen-, Anwalts-, Zeugen-, Verwaltungsverfahrens- 
und Gerichtskosten 
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A2-1.2.2.1  für die Sanierung von Schäden an geschützten Arten, natürlichen Lebensräumen 
oder Gewässern: 

 
a) die Kosten für die „primäre Sanierung“, das heißt für Sanierungsmaßnah-

men, die die geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder beeinträchtig-
ten Funktionen ganz oder annähernd in den Ausgangszustand zurückver-
setzen; 

 
b) die Kosten für die „ergänzende Sanierung“, das heißt für Sanierungsmaß-

nahmen in Bezug auf die natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen, mit 
denen der Umstand ausgeglichen werden soll, dass die primäre Sanierung 
nicht zu einer vollständigen Wiederherstellung der geschädigten natürli-
chen Ressourcen und/oder Funktionen führt; 

 
c) die Kosten für die „Ausgleichssanierung“, das heißt für die Tätigkeiten zum 

Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste natürlicher Ressourcen und/oder 
Funktionen, die vom Zeitpunkt des Eintretens des Schadens bis zu dem 
Zeitpunkt entstehen, in dem die primäre Sanierung ihre Wirkung vollstän-
dig entfaltet hat. „Zwischenzeitliche Verluste“ sind Verluste, die darauf zu-
rückzuführen sind, dass die geschädigten natürlichen Ressourcen 
und/oder Funktionen ihre ökologischen Aufgaben oder ihre Funktionen für 
andere natürliche Ressourcen nicht erfüllen können, solange die Maßnah-
men der primären bzw. der ergänzenden Sanierung ihre Wirkung nicht ent-
faltet haben. 

 
Die Kosten für die Ausgleichssanierung werden im Rahmen der vereinbar-
ten Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu einem 
Gesamtbetrag von ... % der vereinbarten Versicherungssumme ersetzt. 

 
A2-1.2.2.2  für die Sanierung von Schädigungen des Bodens: die Kosten für die erforderli-

chen Maßnahmen, die zumindest sicherstellen, dass die betreffenden Schadstof-
fe beseitigt, kontrolliert, eingedämmt oder vermindert werden, so dass der ge-
schädigte Boden unter Berücksichtigung seiner zum Zeitpunkt der Schädigung 
gegebenen gegenwärtigen oder zugelassenen zukünftigen Nutzung kein erhebli-
ches Risiko einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit mehr darstellt. 

 
A2-1.2.3  Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von 

einer Behörde oder einem sonstigen Dritten auf Erstattung der Kosten für Sanie-
rungsmaßnahmen/Pflichten der oben genannten Art in Anspruch genommen 
wird. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Versicherungsnehmer auf öffent-
lich-rechtlicher oder privatrechtlicher Grundlage in Anspruch genommen wird. 

 

A2-1.3  Zuweisung 

 
Ansprüche nach dem Umweltschadensgesetz sind im Umfang des Umwelthaft-
pflicht-Risikos versichert, soweit sie auch ohne das Bestehen des Umweltscha-
densgesetzes aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts gegen den Versicherungsnehmer geltend gemacht werden könnten. 
   
Beruhen diese Ansprüche nicht auf einer Umwelteinwirkung, besteht Versiche-
rungsschutz ausschließlich im Umfang von A1. 
 
Dies gilt auch für Ansprüche nach anderen nationalen Umsetzungsgesetzen, die 
auf der EU- Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basieren. 
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A2-1.4  Versicherte Risiken 

 
Versichert sind die im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen aufgeführ-
ten Risiken und Tätigkeiten. Versicherungsschutz besteht ausschließlich für fol-
gende Risiken: 
 
a) Kleingebinde 

 
Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen in Kleingebinden (Fässer, Ka-
nister, Dosen, Flaschen, etc.) mit einem Fassungsvermögen bis … Liter je 
Einzelgebinde und einer Gesamtlagermenge bis … Liter. 
 
Wird die Gesamtlagermenge der Kleingebinde von … Litern überschritten, 
entfällt der Versicherungsschutz ab diesem Zeitpunkt insgesamt und es 
bedarf einer besonderen Vereinbarung (siehe A2-1.4 f). 

 
b) Fettabscheider 
 
c) Umwelt-Produktrisiko 
 
d) Probebetrieb 
  
 Probebetrieb oder Inbetriebnahme von im Auftrag Dritter zu errichtender 

Anlagen, deren vorübergehender Inhaber der Versicherungsnehmer ist. 
 
e) Allgemeines Umweltrisiko 

 
Sonstige Anlagen, Betriebseinrichtungen und Tätigkeiten des Versiche-
rungsnehmers mit Ausnahme von 

 
- Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, 

zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten, 
 
- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen ei-

ner Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen, 
 
- dem Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder 

Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physikalische, chemi-
sche oder biologische Beschaffenheit des Wassers verändert wird. 

 

Falls folgendes zusätzliche Risiko versichert werden soll, kann durch be-

sondere Vereinbarung der Versicherungsschutz im Versicherungsschein 

oder in seinen Nachträgen wie folgt erweitert werden: 

 
f) Andere umweltrelevante Risiken 
 

Andere im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen aufgeführte um-
weltrelevante Risiken, die nicht bereits nach a) bis e) versichert sind. 

 

A2-1.5  Versicherungsschutz gemäß A2-1.4 besteht auch, wenn 

 
- gelagerte Stoffe bei ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständli-

chen Zusammenhang mit versicherten Anlagen in Boden, Luft oder Was-
ser (einschließlich Gewässer) gelangen, ohne in diese eingebracht oder 
eingeleitet zu sein; 
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- Stoffe in Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen. 

 

A2-1.6  Im Rahmen des versicherten Risikos  sind mitversichert Ansprüche wegen 
Schäden aus der Vergabe von Leistungen an Dritte (Subunternehmer). Nicht 
versichert sind gesetzliche Pflichten der Subunternehmer selbst und deren Be-
triebsangehörigen. 

 

A2-.1.7 Kein Versicherungsschutz besteht für Pflichten oder Ansprüche, soweit sie auf-
grund einer vertraglichen Vereinbarung oder Zusage über die gesetzliche Ver-
pflichtung des Versicherungsnehmers hinausgehen. 

 

 

A2-2  Regelungen zu mitversicherten Personen und zum Verhältnis zwischen 

den Versicherten (Versicherungsnehmer und mitversicherten Personen) 

 
A2-2.1  Versichert sind gesetzliche Ansprüche gegen 

 
A2-2.1.1  die gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher Personen, die 

er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles 
desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft; 

 
A2-2.1.2  sämtliche übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer 

dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer verursachen. 

 
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers ge-
mäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle 
gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des 
Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 

 
A2-2.2  Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Vertragsbestimmungen sind auf die 

mitversicherten Personen entsprechend anzuwenden. Dies gilt nicht für die Best-
immungen über die Vorsorgeversicherung (A2-10), wenn das neue Risiko nur für 
eine mitversicherte Person entsteht. 

 
A2-2.3  Unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für Risikobegrenzungen oder Aus-

schlüsse in der Person des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten 
Person vorliegen, entfällt der Versicherungsschutz sowohl für den Versiche-
rungsnehmer als auch für die mitversicherten Personen. 

 
A2-2.4  Die Rechte aus diesem Versicherungsvertrag darf nur der Versicherungsnehmer 

ausüben. Für die Erfüllung der Obliegenheiten sind sowohl der Versicherungs-
nehmer als auch die mitversicherten Personen verantwortlich. 

 

 

A2-3 Versicherungsfall 

 
Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung des 

 
- Personen-, Sach-, oder gemäß A2-1.1.1 b) mitversicherten Vermögens-

schadens (Umwelthaftpflicht-Risiko), 
- Umweltschadens (Umweltschadens-Risiko) 
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durch den Versicherungsnehmer, den Geschädigten, die zuständige Behörde 
oder einen sonstigen Dritten. 
 
Der Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der Versicherung einge-
treten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits 
Ursache oder Umfang des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von ge-
setzlichen Ansprüchen erkennbar war. 

 

 

A2-4  Leistungen der Versicherung und Vollmacht des Versicherers 

 
A2-4.1  Der Versicherungsschutz umfasst  

 
a) die Prüfung der gesetzlichen Pflichten und Ansprüche, 
b) die Abwehr unberechtigter gesetzlicher Ansprüche und  
c) die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten 
 

- Schadensersatzverpflichtungen (Umwelthaftpflicht-Risiko), 
- Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtungen (Umweltschadens-

Risiko). 
 

Berechtigt sind Verpflichtungen dann, wenn der Versicherungsnehmer auf-
grund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleichs 
zur Entschädigung, Sanierungs- und Kostentragung verpflichtet ist und der 
Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse oder Vergleiche, die 
vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben 
oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der An-
spruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 

 
Ist die Verpflichtung mit bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom 
Anspruch des Dritten freizustellen. 

 
A2-4.2  Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des Schadens oder 

der Abwehr unberechtigter gesetzlicher Ansprüche zweckmäßig erscheinenden 
Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. 

 
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit oder Verwaltungs-
verfahren gegen den Versicherungsnehmer über Schadensersatzansprüche, 
Sanierungs- oder Kostentragungsverpflichtungen, ist der Versicherer bevoll-
mächtigt, das Verfahren und den Prozess zu führen. Er führt den Rechtsstreit 
oder das Verwaltungsverfahren im Namen des Versicherungsnehmers. 

 
A2-4.3  Wird in einem Strafverfahren wegen 

 
a) eines Schadenereignisses, das einen unter den Versicherungsschutz fal-

lenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann (Umwelthaftpflicht-
Risiko), 

 
b) eines Umweltschadens/Umweltdeliktes, der/das eine unter den Versiche-

rungsschutz fallende Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung zur 
Folge haben kann (Umweltschadens-Risiko), 

 
die Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem Versi-
cherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gebührenord-
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nungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des 
Verteidigers. 

 
A2-4.4  Erlangt der Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person das Recht, 

die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der 
Versicherer bevollmächtigt, dieses Recht auszuüben. 

 

 

A2-5 Begrenzung der Leistungen (Versicherungssumme, Jahreshöchstersatz-

leistung, Serienschaden, Selbstbeteiligung) 

 
A2-5.1  Versicherungssumme und Jahreshöchstersatzleistung 
 
A2-5.1.1  Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt: 
 

Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versicherungsfall auf 
die vereinbarte Versicherungssumme begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich 
der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen er-
streckt. 

 
Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten gemäß A2-1.1.2 werden nicht 
auf die Versicherungssumme angerechnet. 

 
Variante für getrennte Versicherungssummen: 

 
Die Versicherungssummen betragen für Personenschäden EUR ..., für Sach-
schäden und für die gemäß A2-1.1.1 b) mitversicherten Vermögensschäden 
EUR ... 
 
Variante für pauschale Versicherungssummen: 
 
Die Versicherungssumme beträgt für Personen-, Sach- sowie die gemäß A2-1.2 
mitversicherten Vermögensschäden EUR ... 
 
Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschädigungsleistungen 
des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das 
…-fache der vereinbarten Versicherungssumme begrenzt. 

 
A2-5.1.2  Für das Umweltschadens-Risiko gilt: 

 
Die Leistung des Versicherers gemäß A2-1.2.2 ist bei jedem Versicherungsfall 
auf die vereinbarte Versicherungssumme begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn 
sich der Versicherungsschutz auf mehrere sanierungs- oder kostentragungs-
pflichtige Personen erstreckt. 
 
Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtli-
chen Abwehr der von einem Dritten geltend gemachten Ansprüche, insbesonde-
re Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, werden als Leis-
tungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 
 
Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall EUR ... 
 
Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Leistungen des Versiche-
rers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das …-fache der 
vereinbarten Versicherungssumme begrenzt. 
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A2-5.2  Serienschaden 
 

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungs-
fälle durch 

 
- dieselbe Umwelteinwirkung, 
 
- mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhende Umwelteinwirkun-

gen, 
 
- mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhende Umwelteinwir-

kungen, wenn zwischen den gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere 
sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht, oder 

 
- die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln, 

 
gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall (Se-
rienschaden), der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als eingetre-
ten gilt. 
 

A2-5.3 Selbstbeteiligung 

 
Falls vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer bei jedem Versiche-
rungsfall 
 
- für das Umwelthaftpflicht-Risiko an der Entschädigungsleistung des Versi-

cherers 
- für das Umweltschadensrisiko an den gemäß A2-1.2.2 versicherten Kosten 
 
mit einem im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen festgelegten Betrag 
(Selbstbeteiligung). 
 
Auch wenn die begründeten Ansprüche aus einem Versicherungsfall die Versi-
cherungssumme übersteigen, wird die Selbstbeteiligung vom Betrag der begrün-
deten Ansprüche abgezogen. A2-5.1 bleibt unberührt. 
 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, bleibt der Versicherer auch bei 
Schäden, deren Höhe die Selbstbeteiligung nicht übersteigt, zur Abwehr unbe-
rechtigter Inanspruchnahme verpflichtet. 

 
A2-5.4  Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Anspruchs durch An-

erkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Verhalten des Versicherungsneh-
mers scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung an entstehenden 
Mehraufwand an Entschädigungsleistung, Kosten gemäß A2-1.1.2 sowie A2-
1.2.2 und Zinsen nicht aufzukommen. 

 
A2-5.5  Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt: 

 
Übersteigen die begründeten Ansprüche aus einem Versicherungsfall die Versi-
cherungssumme, trägt der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Ver-
sicherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche. 

 
A2-5.6  Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzahlungen zu leisten 

und übersteigt der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder den 



 

 
9 

nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall noch ver-
bleibenden Restbetrag der Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente 
nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapi-
talwert der Rente vom Versicherer erstattet.  

 
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vorschrift der Ver-
ordnung über den Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug- Haftpflichtversiche-
rung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls. 
 
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungsnehmer an 
laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die 
Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende 
Restversicherungssumme übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem 
vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt. 

 

 

A2-6  Besondere Regelungen für einzelne betriebliche und berufliche Risiken 

(Versicherungsschutz, Risikobegrenzungen und besondere Ausschlüsse) 

 
A2-6 regelt den Versicherungsschutz für einzelne betriebliche und berufliche Ri-
siken, deren Risikobegrenzungen und die für diese Risiken geltenden besonde-
ren Ausschlüsse. Versicherungsschutz für diese Risiken besteht ausschließlich 
im Umfang der gemäß A2-1.4 versicherten Risiken. 

 
Soweit A2-6 keine abweichenden Regelungen enthält, finden auch auf die in A2-
6 geregelten Risiken alle anderen Bestimmungen von A2 Anwendung (z. B. A2-4 
– Leistungen der Versicherung oder A2-8 – Allgemeine Ausschlüsse. 

 

A2-6.1  Haus- und Grundbesitz 

 
A2-6.1.1 Versichert sind gesetzliche Pflichten des Versicherungsnehmers 

 
a) als Besitzer (z. B. Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer und Nieß-

braucher) von Grund-stücken, Gebäuden oder Räumlichkeiten, die aus-
schließlich für den versicherten Betrieb oder für Wohnzwecke des Versi-
cherungsnehmers und seiner Betriebsangehörigen benutzt werden. 

 
Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von Pflichten, die 
dem Versicherungs-nehmer in den oben genannten Eigenschaften oblie-
gen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und 
Schneeräumen auf Gehwegen). 

 
b) aus der Vermietung eines Betriebsgrundstücks oder Teilen davon an Be-

triebsfremde. 

 
A2-6.1.2  Versichert sind für die in A2-6.1.1 genannten Risiken auch gesetzliche Pflichten 
 

a) des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbei-
ten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, Erdarbeiten) bis zu ei-
ner veranschlagten Bausumme von EUR ... je Bauvorhaben. 

 
Wenn der Betrag überschritten wird, entfällt dieser Versicherungsschutz. 

 
b) des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 Absatz 2 BGB, 

wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand. 
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c) der vom Versicherungsnehmer durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, 

Reinigung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauf-
tragten Personen für Ansprüche, die gegen sie aus Anlass der Ausführung 
dieser Verrichtung erhoben werden. 

 
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII han-
delt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtli-
chen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen 
derselben Dienststelle zugefügt werden. 

 
d) des Insolvenzverwalters und Zwangsverwalters in dieser Eigenschaft. 

 

A2-6.2 Vertraglich übernommene Haftpflicht 

 
Versichert ist die vom Versicherungsnehmer als Mieter, Leasingnehmer, Pächter 
oder Entleiher durch Vertrag übernommene gesetzliche Haftpflicht privatrechtli-
chen Inhalts des jeweiligen Vertragspartners (Vermieter, Leasinggeber, Verpäch-
ter, Verleiher) in dieser Eigenschaft. 

 

A2-6.3  Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhänger 

 

Falls folgendes zusätzliche Risiko versichert werden soll, kann durch be-

sondere Vereinbarung der Versicherungsschutz im Versicherungsschein 

oder in seinen Nachträgen wie folgt erweitert werden: 

 
A2-6.3.1  Versichert ist – abweichend von A2-8.12 – die gesetzliche Pflicht des Versiche-

rungsnehmers wegen Schäden durch den Gebrauch ausschließlich von folgen-
den nicht versicherungspflichtigen Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug-
Anhängern: 

 
a) nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehrende Kraftfahrzeuge 

ohne Rücksicht auf eine bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit; 

 
b) Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h bauartbedingter Höchstge-

schwindigkeit; 
 
c) Stapler mit nicht mehr als 20 km/h bauartbedingter Höchstgeschwindigkeit; 
 
d) selbst fahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h bauart-

bedingter Höchstgeschwindigkeit; 
 
e) Kraftfahrzeug-Anhänger, die nicht zulassungspflichtig sind oder nur auf 

nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren. 
 

A2-6.3.2  Die in A2-6.3.1 genannten Fahrzeuge dürfen nur von einem berechtigten Fahrer 
gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer 
ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die Fahrzeuge nicht von einem unberech-
tigten Fahrer gebraucht werden. 

 
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder Plät-
zen nur mit der erforderlichen Fahr-erlaubnis benutzen. Der Versicherungs-
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nehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nur von einem Fah-
rer benutzt wird, der die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 

 
Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten verletzt, gilt B3-3.3 
(Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten). 
 

A2-6.4  Schäden an gemieteten und gepachteten Sachen (Miet-/Pachtsachschäden)  

 
Miet-/Pachtsachschäden sind Schäden an fremden, vom Versicherungsnehmer 
oder von seinen Bevollmächtigten oder Beauftragten gemieteten oder gepachte-
ten Sachen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.  

 
A2-6.4.1  Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Miet-

/Pachtsachschäden ausschließlich an  
 

a) anlässlich von Dienst- und Geschäftsreisen gemieteten Räumen in Gebäu-
den.  

 

Falls folgendes zusätzliche Risiko versichert werden soll, kann durch be-

sondere Vereinbarung der Versicherungsschutz im Versicherungsschein 

oder in seinen Nachträgen wie folgt erweitert werden:  

 
b)  zu betrieblichen oder beruflichen Zwecken gemieteten oder gepachteten 

Gebäuden und/oder Räumen (nicht jedoch an Grundstücken, Einrichtun-
gen, Produktionsanlagen und dergleichen) durch Brand, Explosion, Lei-
tungswasser und Abwässer. 

 
Variante für getrennte Versicherungssummen: 

 
Die Versicherungssumme für Miet-/Pachtsachschäden an Gebäuden und/oder 
Räumen beträgt je Versicherungsfall EUR … Die Höchstersatzleistung für alle 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt EUR …  
 
Es erfolgt eine Anrechnung auf die Sachschaden-Versicherungssumme je Versi-
cherungsfall sowie auf die Jahreshöchstersatzleistung.  
 
Variante für pauschale Versicherungssummen: 
 
Die Versicherungssumme für Miet-/Pachtsachschäden an Gebäuden und/oder 
Räumen beträgt je Versicherungsfall EUR … Die Höchstersatzleistung für alle 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt EUR …  
 
Es erfolgt eine Anrechnung auf die Pauschal-Versicherungssumme je Versiche-
rungsfall sowie auf die Jahreshöchstersatzleistung.  
 

A2-6.4.2  Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind – in Ergänzung von A2-8.4 – 
auch Ansprüche von  

 
a)  Gesellschaftern des Versicherungsnehmers;  
 
b)  gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers und solchen Personen, 

die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder 
eines Teiles desselben angestellt hat 
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und deren Angehörigen gemäß A2-8.4 a) Absatz 2, wenn sie mit diesen in häus-
licher Gemeinschaft leben;  

 
c)  Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder seinen Gesellschaf-

tern durch Kapital mehrheitlich verbunden sind und unter einer einheitli-
chen unternehmerischen Leitung stehen. 

 

A2-6.5  Schäden im Ausland 

 
A2-6.5.1  Versichert sind gesetzliche Pflichten oder Ansprüche wegen im Ausland eintre-

tender Versicherungsfälle ausschließlich, wenn diese 

 
a) auf den Betrieb einer im Inland belegenen Anlage oder eine Tätigkeit im In-

land zurückzuführen sind. Dies gilt für Arbeiten und Leistungen im Sinne 
von A2-1.4 c) nur, wenn die Anlagen oder Teile oder Erzeugnisse nicht er-
sichtlich für das Ausland bestimmt waren; 

 
b) aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstellungen, 

Kongressen, Messen und Märkten gemäß A2-1.4 e) entstehen; 

 
c) durch Erzeugnisse entstehen, die ins Ausland gelangt sind, ohne dass der 

Versicherungsnehmer dorthin geliefert hat oder hat liefern lassen (indirek-
ter Export); 

 
d) durch Erzeugnisse entstehen, die der Versicherungsnehmer ins europäi-

sche Ausland geliefert hat oder hat liefern lassen (direkter Export). 
 
Zu c) und d): 

 
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Versicherungsfälle in den USA, 
US-Territorien oder Kanada durch Erzeugnisse, die im Zeitpunkt ihrer Ausliefe-
rung durch den Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte ersichtlich 
für eine Lieferung dorthin bestimmt waren. 

 
e) auf sonstige Tätigkeiten gemäß A2-1.4 e) zurückzuführen sind, wenn diese 

Tätigkeiten im europäischen Ausland erfolgen, 
 
f) aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom Versi-

cherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchführung 
von Arbeiten betraut worden sind, soweit diese Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten den Bestimmungen des Sozialgesetzbuchs VII unterliegen. 
Dies gilt ausschließlich für den Versicherungsnehmer und für die in A2-
2.1.1 genannten Personen. 

 
Hinweis: 

 
Falls im Ausland belegene Anlagen oder Betriebsstätten (z. B. Produktions- oder 
Vertriebsniederlassungen, Läger) versichert werden sollen, kann der Versiche-
rungsschutz durch besondere Vereinbarung im Versicherungsschein oder in sei-
nen Nachträgen erweitert werden. 

 
A2-6.5.2  Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt: 

 



 

 
13 

a) Aufwendungen des Versicherers für Kosten nach A2-1.1.2 werden – ab-
weichend von A2-5.1.1 Absatz 2 – als Leistungen auf die Versicherungs-
summe angerechnet. 

 
b) Bei Versicherungsfällen in den USA/US-Territorien und Kanada oder An-

sprüchen, die dort geltend gemacht werden, gilt: 

 
Falls vereinbart: Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers: … 

 
Bei der Selbstbeteiligung werden auch die Kosten nach A2-1.1.2 berück-
sichtigt. 

 
A2-6.5.3  Für das Umweltschadens-Risiko gilt: 

 
Versicherungsschutz besteht ausschließlich im Geltungsbereich der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG). 

 
Versichert sind jedoch, insoweit abweichend von A2-1.2.1 auch Pflichten oder 
Ansprüche gemäß nationalen Umsetzungsgesetzen anderer EU- Mitgliedstaaten, 
sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang der oben genannten EU-
Richtlinie nicht überschreiten. 

 
A2-6.5.4  Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort au-

ßerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören, liegt, gel-
ten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der 
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldin-
stitut angewiesen ist. 

 

A2-6.6  Schäden im Inland, die im Ausland geltend gemacht werden 
 

Für gesetzliche Pflichten und Ansprüche aus inländischen Versicherungsfällen, 
die im Ausland geltend gemacht werden, gelten A2-6.5.2 bis A2-6.5.4. 

 

A2-6.7  Teilnahme an Arbeits- und Liefergemeinschaften 

 
Versichert sind gesetzliche Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer aus der 
Teilnahme an Arbeits- oder Liefergemeinschaften. Dies gilt auch, wenn sich die-
se Ansprüche gegen die Arbeits- oder Liefergemeinschaft selbst richten. 

 
A2-6.7.1  Die Ersatzpflicht des Versicherers ist auf die Quote beschränkt, welche der pro-

zentualen Beteiligung des Versicherungsnehmers an der Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft entspricht. Dabei ist es unerheblich, welcher Partnerfirma die scha-
denverursachenden Personen oder Sachen (Arbeitsmaschinen, Baugeräte, 
Baumaterialien usw.) angehören. 

 
A2-6.7.2  Die Ersatzpflicht des Versicherers erweitert sich innerhalb der vereinbarten Ver-

sicherungssummen über A2-6.7.1 hinaus für den Fall, dass über das Vermögen 
eines Partners das Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung mangels 
Masse abgelehnt worden ist und für diesen Partner wegen Nichtzahlung seines 
Beitrags kein Versicherungsschutz besteht. Ersetzt wird der dem Versicherungs-
nehmer zugewachsene Anteil, soweit für ihn nach dem Ausscheiden des Part-
ners und der dadurch erforderlichen Auseinandersetzung ein Fehlbetrag ver-
bleibt. 

 
A2-6.7.3  Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprüche 
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a) wegen Schäden an den von den einzelnen Partnern in die Arbeitsgemein-

schaft eingebrachten oder von der Arbeitsgemeinschaft beschafften Sa-
chen und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, gleichgültig, 
von wem die Schäden verursacht wurden. 

 
b)  der Partner der Arbeits- oder Liefergemeinschaft untereinander sowie der 

Arbeits- oder Liefergemeinschaft gegen die Partner und umgekehrt. 

 
A2-6.7.4  Versicherungsschutz im Umfang von A2-6.7.1 bis A2-6.7.3 besteht auch für die 

Arbeits- oder Liefergemeinschaft selbst. 

 

A2-6.8  Schäden durch Strahlen 

 
A2-6.8.1  Versichert ist die gesetzliche Pflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden, 

die in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit energiereichen ioni-
sierenden Strahlen stehen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Rönt-
genstrahlen). 

 
Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt dies ausschließlich für 
 
a) den deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioaktiven Stoffen; 
 
b) den Besitz und die Verwendung von Röntgeneinrichtungen und Störstrah-

lern. 
 
c) vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeugnisse, Arbeiten oder sonstige 

Leistungen, die im Zusammenhang mit energiereichen ionisierenden Strah-
len verwendet werden, ohne dass dies für den Versicherungs-nehmer er-
sichtlich war. 

 
Dies gilt nicht für Schäden, 
 
- die durch den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind oder von einer 

solchen Anlage ausgehen; 
 
- die durch die Beförderung von Kernmaterialien einschließlich der 

damit zusammenhängenden Lagerung bedingt sind. 

 
A2-6.8.2  Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind  
 

a) Ansprüche wegen Personenschäden solcher Personen, die, gleichgültig für 
wen oder in wessen Auftrag, aus beruflichem oder wissenschaftlichem An-
lass im Betrieb des Versicherungsnehmers eine Tätigkeit ausüben und 
hierbei die von energiereichen ionisierenden Strahlen ausgehenden Gefah-
ren in Kauf zu nehmen haben; 

 
b) Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden dadurch verur-

sachen, dass sie bewusst von dem Strahlenschutz dienenden Gesetzen, 
Verordnungen, behördlichen Verfügungen oder Anordnungen abweichen. 

 
A2-2.3 findet keine Anwendung. 
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A2-6.9  Kaufmännische Prüf- und Rügepflicht 

 
Versichert ist eine vertragliche Haftungserweiterung ausschließlich insoweit, als 
der Versicherungsnehmer gegenüber seinen Abnehmern vertraglich auf die Un-
tersuchungs- und Rügepflicht gemäß § 377 HGB, Art. 38, 39 UN-Kaufrecht oder 
vergleichbarer anwendbarer Bestimmungen verzichtet. 

 
Versicherungsschutz besteht nur, wenn der Versicherungsnehmer mit seinen 
Abnehmern vereinbart, dass eine Eingangskontrolle in Form einer Sichtprüfung 
auf offensichtliche Mängel, Transportschäden und Identität der Ware beim Ab-
nehmer durchgeführt wird und erkannte Mängel unverzüglich beim Versiche-
rungsnehmer gerügt werden müssen sowie unter der Voraussetzung, dass ein 
Qualitätssicherungsmanagement mit branchenüblichem Standard (z. B. ISO 
9000 ff.) beim Versicherungsnehmer eingeführt und eine Ausgangskontrolle ge-
regelt ist. 

 

A2-6.10 Geothermie 
 
 

A2-7  Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls 
 
A2-7.1  Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls sind Aufwendungen des Versi-

cherungsnehmers für Maßnahmen zur Abwendung oder Minderung eines sonst 
unvermeidbar eintretenden versicherten 

 
- Personen-, Sach-, oder gemäß A2-1.1.1 b) mitversicherten Vermögens-

schadens (Umwelthaftpflicht-Risiko), 
 
- Umweltschadens (Umweltschadens-Risiko). 

 
A2-7.2  Der Versicherer ersetzt Aufwendungen nach A2-7.1 

 
a) nach einer Betriebsstörung; 
 
b) auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung aufgrund behördlicher Anord-

nung. 

 
Die Feststellung der Betriebsstörung oder die behördliche Anordnung müssen in 
die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt 
ist. 

 
A2-7.3 Versicherungsschutz besteht auch, wenn die Aufwendungen gemäß A2-7.1 und 

A2-7.2 von einem Dritten oder von einer Behörde im Wege der Ersatzvornahme 
geleistet werden. 

 
A2-7.4  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
 

a) dem Versicherer die Feststellung einer Betriebsstörung oder eine behördli-
che Anordnung unverzüglich anzuzeigen und alles zu tun, was erforderlich 
ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begrenzen, der notwendig und 
objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt zu verhindern oder den Schaden-
umfang zu mindern und auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Wider-
spruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe gegen behördliche An-
ordnungen einzulegen oder 
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b)  sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen. 

 
A2-7.5  Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in A2-7.4 genannten Obliegenheiten 

vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen des für Aufwendungen gemäß A2-7 ver-
einbarten Gesamtbetrages nur die notwendigen und objektiv geeigneten Auf-
wendungen ersetzt. 

 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in A2-7.4 genannten Obliegenheiten 
grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen 
und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende Aufwendungen in einem 
der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrläs-
sigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

 
Abweichend von Absatz 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz etwaiger über 
die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehender Auf-
wendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht für den Um-
fang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 

 
A2-7.6  Versicherungssummen, Selbstbeteiligung 

 
A2-4.5.1 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls werden bis EUR … je 
Betriebsstörung oder behördlicher Anordnung ersetzt. Die Höchstersatzleistung 
beträgt je Versicherungsjahr EUR …  

 
Variante für getrennte Versicherungssummen in der UHV: 
 
Es erfolgt eine Anrechnung  
 
- für das Umwelthaftpflicht-Risiko auf die in A2-5.1 vereinbarte Sachscha-

den-Versicherungssumme  
- für das Umweltschadens-Risiko auf die in A2-5.1 vereinbarte Versiche-

rungssumme 
 
und auf die Jahreshöchstersatzleistung. 
 
Variante für pauschale Versicherungssummen: 
 
Es erfolgt eine Anrechnung auf die in A2-5.1 vereinbarte Pauschal- Versiche-
rungssumme und auf die Jahreshöchstersatzleistung. 
 
Falls vereinbart: Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen … % 
bzw. EUR … selbst zu tragen. 

 
A2-7.7  Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen – auch soweit sie sich mit 

Aufwendungen im Sinne von A2-7.1 decken – zur Erhaltung, Reparatur, Erneue-
rung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, 
Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste und derglei-
chen) des Versicherungsnehmers; auch für solche, die früher im Eigentum oder 
Besitz des Versicherungsnehmers standen; auch für solche, die der Versiche-
rungsnehmer hergestellt oder geliefert hat. 

 
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwehr oder Minderung eines 
sonst unvermeidbar eintretenden versicherten Schadens, falls nicht betroffene 
Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen des Versicherungs-nehmers 
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beeinträchtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind abzuzie-
hen. 
 

A2-7.8  Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Aufwendungen– auch soweit sie sich mit 
Aufwendungen im Sinne von A2-7.1 decken –, die im Zusammenhang mit einem 
Rückruf von Erzeugnissen geltend gemacht werden. 

 
Rückruf ist die auf gesetzlicher Verpflichtung beruhende Aufforderung 

 
- des Versicherungsnehmers, 
 
- zuständiger Behörden oder 
 
- sonstiger Dritter 

 
an Endverbraucher, Endverbraucher beliefernde Händler, Vertrags- oder sonsti-
ge Werkstätten, die Erzeugnisse von autorisierter Stelle auf die angegebenen 
Mängel prüfen und die gegebenenfalls festgestellten Mängel beheben oder an-
dere namentlich benannte Maßnahmen durchführen zu lassen. 

 

A2-8  Allgemeine Ausschlüsse 

 
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt ist, sind vom Versicherungsschutz ausgeschlossen: 

 
A2-8.1  Vorsätzlich oder durch bewusstes Abweichen herbeigeführte Schäden 

 
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden  

 
a) vorsätzlich oder 
 
b) durch bewusstes Abweichen von Gesetzen, Verordnungen oder an den 

Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfü-
gungen, die dem Umweltschutz dienen, oder 

 
c) durch bewusstes 
 

- Nichtbefolgen der vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand 
der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen 
für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartun-
gen oder 

 
- Unterlassen notwendiger Reparaturen 

 
herbeigeführt haben. 

 
A2-2.3 findet keine Anwendung. 

 
A2-8.2  Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit von Erzeugnissen, Arbeiten 

und sonstigen Leistungen 

 
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder 
Schädlichkeit 
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- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 
 
- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 

 
A2-2.3 findet keine Anwendung. 

 
A2-8.3  Ansprüche der Versicherten untereinander 

 
Ausgeschlossen sind Ansprüche  
 
a) des Versicherungsnehmers selbst oder der in A2-8.4 benannten Personen 

gegen die mitversicherten Personen, 
 
b) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versicherungsver-

trags, 
 
c) zwischen mehreren mitversicherten Personen desselben Versicherungs-

vertrags. 
 
Diese Ausschlüsse gelten auch für Ansprüche von Angehörigen der vorgenann-
ten Personen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben. 

 
A2-8.4  Schadensfälle von Angehörigen des Versicherungsnehmers, gesetzlichen Ver-

tretern, Gesellschaftern und anderen Personen 

 
Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer 

 
a) aus Schadensfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in häuslicher Gemein-

schaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag mitversicherten Per-
sonen gehören; 

 
Als Angehörige gelten 

 
- Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgeset-

zes oder vergleichbare Partnerschaften nach dem Recht anderer 
Staaten, 

- Eltern und Kinder, 
- Adoptiveltern und -kinder, 
- Schwiegereltern und -kinder, 
- Stiefeltern und -kinder, 
- Großeltern und Enkel, 
- Geschwister sowie 
- Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein familienähnliches, 

auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder mitei-
nander verbunden sind). 

 
b) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der Versiche-

rungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige oder be-
treute Person ist; 

 
c) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungsnehmer eine 

juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht 
rechtsfähiger Verein ist; 
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d) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern, wenn der 
Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist; 

 
e) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine eingetragene 

Partnerschaftsgesellschaft ist; 
 
f) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern. 

 
Die Ausschlüsse unter b) bis f) gelten auch für Ansprüche von Angehörigen der 
dort genannten Personen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben. 

 
A2-8.5  Leasing, Leihe, verbotene Eigenmacht, besonderer Verwahrungsvertrag 

 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der Versicherungsnehmer 
oder ein Bevollmächtigter oder Beauftragter des Versicherungsnehmers diese 
Sachen geleast, geliehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie Ge-
genstand eines besonderen Verwahrungsvertrags sind. 

 
A2-8.6  Schäden an hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten und sonstigen Leis-

tungen 

 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an vom Versicherungsnehmer 
hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen infol-
ge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die 
Schadensursache in einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer 
mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der Sa-
che oder Leistung führt. 
 
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im Auftrag oder für 
Rechnung des Versicherungsnehmers die Herstellung oder Lieferung der Sa-
chen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen haben. 
 

A2-8.7 Asbest 
 

Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, 
asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind. 

 
A2-8.8  Genrisiken 
 
A2-8.8.1  Gentechnik 
 

Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die zurückzu-
führen sind auf 

 
a) gentechnische Arbeiten, 
 
b) gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 
 
c) Erzeugnisse, die 
 

- Bestandteile aus GVO enthalten 
- aus GVO oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 
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A2-8.8.2  Genetische Schäden 

 
Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt: 
 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen genetischer Schäden. 

 
A2-8.9 Übertragung von Krankheiten 

 
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen 

 
a) Personenschäden, die aus der Übertragung einer Krankheit des Versiche-

rungsnehmers resultieren, 
 
b) Schäden, nicht jedoch Personenschäden, die durch Krankheit der dem 

Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten 
Tiere entstanden sind. 

 
Es besteht Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass 
er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat. 

 
A2-8.10  Senkungen, Erdrutschungen, Überschwemmungen 

 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden und alle sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden, welche entstehen durch 
 
a) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen, 
 
b) Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer. 
 

A2-8.11  Bergschäden, Bergbaubetrieb 
 
Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt: 
 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen  
 
a) Bergschäden im Sinne des § 114 des Bundesberggesetzes (BBergG), 

wenn hierdurch Grundstücke, deren Bestandteile und Zubehör beschädigt 
werden; 

 
b) Schäden beim Bergbaubetrieb im Sinne des § 114 BBergG durch schla-

gende Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubex-
plosionen. 

 
Für das Umweltschadens-Risiko gilt: 
 
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden durch Bergbau-
betrieb im Sinne des BBergG. 

 
A2-8.12  Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhänger 

 
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die der Versi-
cherungsnehmer, eine mitversicherte Person oder eine von ihnen bestellte oder 
beauftragte Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahr-
zeuganhängers verursachen. 
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Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an einem Kraftfahrzeug oder 
Kraftfahrzeuganhänger ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn 
keine dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das 
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

 
A2-8.13  Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze 

 
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche 

 
a) wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, eine mitversicherte Person 

oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch 
eines Luft- oder Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter 
oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeuges in Anspruch genommen 
werden. 

 
b) wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit diesen beförderten 

Sachen, der Insassen und allen sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den sowie wegen sonstiger Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge aus  

 
- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- 

oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahrzeuge, 
soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeu-
gen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren; 

 
- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Repa-

ratur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren Tei-
len. 

 
c) gegen den Versicherungsnehmer als Eigentümer, Mieter, Pächter, Lea-

singnehmer und Nutznießer von Luftlandeplätzen. 

 
A2-8.14  Wasserfahrzeuge 

 
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die der Versi-
cherungsnehmer, eine mitversicherte Person oder eine von ihnen bestellte oder 
beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen 
oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch 
genommen werden. 
 
Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an einem Wasserfahrzeug ist 
kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter 
oder Besitzer des Wasserfahrzeuges ist und wenn das Wasserfahrzeug hierbei 
nicht in Betrieb gesetzt wird. 

 
A2-8.15  Bahnen, Teilnahme am Eisenbahnbetrieb 

 
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden aus Besitz oder 
Betrieb von Bahnen zur Beförderung von Personen oder Sachen sowie aus der 
selbstständigen und nichtselbstständigen Teilnahme am Eisenbahnbetrieb. 

 
A2-8.16  Kriegsereignisse, Unruhen, hoheitliche Verfügungen, höhere Gewalt 
 

Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die nachweis-
lich 
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- auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren 

Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder 
 
- unmittelbar auf hoheitlichen Verfügungen oder Maßnahmen 

 
beruhen. 

 
Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Na-
turkräfte ausgewirkt haben. 

 
A2-8.17  Entschädigungen mit Strafcharakter („punitive damages“) 
 

Ausgeschlossen sind Ansprüche auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbe-
sondere punitive oder exemplary damages. 

 
A2-8.18  Französische „Garantie Décennale“ und gleichartige Bestimmungen 

 
Ausgeschlossen sind Ansprüche nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im 
Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des französi-
schen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder. 

 
A2-8.19  Sprengstoffe, Feuerwerke 
 

Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt: 
 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus Herstellung, Verarbeitung 
oder Beförderung von Sprengstoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandelszwe-
cken sowie aus Veranstaltung oder Abbrennen von Feuerwerken. 

 
A2-8.20  Abbruch- und Einreißarbeiten, Sprengungen 
 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden und allen sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden, die entstehen bei 

 
a) Abbruch- und Einreißarbeiten: in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe 

des einzureißenden Bauwerks entspricht; 
 
b) Sprengungen: an Immobilien in einem Umkreis mit einem Radius von we-

niger als 150 m. 

 
A2-8.21  Kleckerschäden 
 

Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die dadurch 
entstehen oder entstanden sind, dass beim Umgang mit Stoffen, diese Stoffe 
verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch 
ähnliche Vorgänge in den Boden, in ein Gewässer oder in die Luft gelangen. 
Dies gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Betriebsstörung beruhen. 

 
Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt dies nur für wassergefährdende Stoffe, die 
in den Boden oder ein Gewässer gelangen. 

  
A2-8.22  Normalbetrieb 
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Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die durch be-
triebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene Umweltein-
wirkungen entstehen. 
 
Variante 1 (Öffnungsklausel für das Umwelthaftpflicht- und das Umweltscha-
dens-Risiko): 

 
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis erbringt, dass er 
nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der schadenursächlichen Umwelt-
einwirkungen unter den Gegebenheiten des Einzelfalls die Möglichkeiten derarti-
ger Schäden nicht erkennen musste. 
 
Variante 2 (Öffnungsklausel nur für das Umwelthaftpflicht-Risiko): 
 
Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt: 
 
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis erbringt, dass er 
nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der schadenursächlichen Umwelt-
einwirkungen unter den Gegebenheiten des Einzelfalls die Möglichkeiten derarti-
ger Schäden nicht erkennen musste. 

 
A2-8.23  Schäden vor Vertragsbeginn 
 

Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die vor Beginn 
des Versicherungsvertrags eingetreten sind. 

 
A2-8.24  Grundstücke des Versicherungsnehmers 

 
Grundstücke des Versicherungsnehmers sind solche, die  

 
- in seinem Eigentum stehen oder standen, 
- von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen sind oder 
- durch verbotene Eigenmacht erlangt wurden. 

 
A2-8.24.1  Erwerb belasteter Grundstücke 

 
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus 
ergeben, dass der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsver-
hältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt be-
reits kontaminiert waren. 

 
A2-8.24.2  Schäden an Böden oder Gewässern 
 

Für das Umweltschadens-Risiko gilt: 
 

Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden an Böden oder 
an Gewässern, die auf Grundstücken des Versicherungsnehmers eintreten.  

 
Dies gilt auch, soweit es sich um dort befindliche geschützte Arten oder natürli-
che Lebensräume handelt. 

 
A2-8.25  Abfälle 
 
A2-8.25.1  Fehlerhafte Deklaration von Abfällen 
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Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden infolge Zwi-
schen-, Endablagerung oder anderweitiger Entsorgung von Abfällen ohne die da-
für erforderliche behördliche Genehmigung, unter fehlerhafter oder unzureichen-
der Deklaration oder an einem Ort, der nicht im erforderlichen Umfang dafür be-
hördlich genehmigt ist. 

 
A2-8.25.2  Abfalldeponien 
 

Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, 
Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Ab-
fällen. 

 
A2-8.26  Grundwasser 
 
A2-8.26.1  Lagerstätte und Fließverhalten des Grundwassers 
 

Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden infolge der Ver-
änderung der Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens. 

 
A2-8.26.2  Schäden am Grundwasser 
 

Für das Umweltschadens-Risiko gilt: 
 

Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden am Grundwas-
ser. 

 
A2-8.27  Pflanzenschutz-, Dünge- und Schädlingsbekämpfungsmittel, Klärschlamm 
 

Für das Umweltschadens-Risiko gilt: 
 

Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden durch die Her-
stellung, Lieferung, Verwendung oder Freisetzung von Klärschlamm, Jauche, 
Gülle, festem Stalldung, Pflanzenschutz-, Dünge- oder Schädlingsbekämp-
fungsmitteln. 

 
Dies gilt nicht, wenn diese Stoffe 

 
- durch plötzliche und unfallartige Ereignisse bestimmungswidrig und unbe-

absichtigt in die Umwelt gelangen, 
- durch Niederschläge plötzlich abgeschwemmt werden oder 
- in andere Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz des Versicherungs-

nehmers stehen. 

 
A2-8.28  Entwicklungsrisiko 
 

Für das Umweltschadens-Risiko gilt: 
 

Ausgeschlossen sind Umweltschäden durch hergestellte oder gelieferte fehler-
hafte Erzeugnisse, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbringens der Er-
zeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht hätte erkannt 
werden können. 

 
Zu A2-8: 

 
Für das Umweltschadens-Risiko gilt: 
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Die Ausschlüsse in A2-8 gelten unabhängig davon, ob bereits erhebliche nachteilige Auswir-
kungen auf den Erhaltungszustand von Arten und natürlichen Lebensräumen oder Gewäs-
ser eingetreten sind oder bereits eine Gefahr für die menschliche Gesundheit besteht. 

 

 

A2-9  Veränderungen des versicherten Risikos (Erhöhungen und Erweiterungen) 
 
A2-9.1  Versichert sind Pflichten und Ansprüche aus Erhöhungen und Erweiterungen des 

versicherten Risikos. Für Risiken gemäß A2-1.4 a) gilt dies ausschließlich für 
mengenmäßige Veränderungen von Stoffen innerhalb der versicherten Risiken. 

 
A2-9.2  Kein Versicherungsschutz besteht 
 

a) für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie 

 
b) für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 

unterliegen. 
 
c) für Risiken im Zusammenhang mit Geothermie-Anlagen, die mittels Boh-

rung errichtet werden oder wurden. 
 
A2-9.3  Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des versicherten 

Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften, so-
weit diese nicht Vorschriften zur Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 
zum Gegenstand haben. 

 
Für das Umweltschadens-Risiko gilt dies nur, soweit es sich hierbei um Rechts-
vorschriften auf der Grundlage der EU - Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) 
handelt. 

 
In diesen Fällen ist der Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht er-
lischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt 
wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 

 
A2-9.4  Die gesetzlichen Regelungen des Versicherungsvertragsgesetzes zur Gefahrer-

höhung bleiben unberührt. 

 

 

A2-10  Neu hinzukommende Risiken (Vorsorgeversicherung) 

 
A2.10.1 Im Umfang des bestehenden Vertrags sind Pflichten und Ansprüche aus Risiken, 

die nach Abschluss des Versicherungsvertrags neu entstehen, sofort versichert. 
 

Dies gilt nicht für Risiken gemäß A2-1.4 f). 
 

 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des Versicherers 
jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann 
auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der Versicherungs-nehmer 
die rechtzeitige Anzeige, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko 
rückwirkend ab dessen Entstehung. 
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Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wurde, so hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach Ab-
schluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem 
die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war. 
 

 Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemessenen Beitrag 
zu verlangen. Kommt eine Einigung über die Höhe des Beitrags inner-halb einer 
Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt der 
Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 
 

A2-10.2 Variante für getrennte Versicherungssummen: 
 
Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entstehung bis zur Eini-
gung im Sinne von A2-10.3 
 
a) für das Umwelthaftpflicht-Risiko auf den Betrag von EUR ... für Personen-

schäden und EUR ... für Sach- und gemäß A2-1.1.1 b) mitversicherte Ver-
mögensschäden, 

 
b) für das Umweltschadens-Risiko auf den Betrag von EUR ..., 
 
begrenzt. 
 
Variante für pauschale Versicherungssummen: 
 
Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entstehung bis zur Eini-
gung im Sinne von A2-10.3 
 
a) für das Umwelthaftpflicht-Risiko auf den Betrag von EUR ... für Personen-, 

Sach- und gemäß A2-1.1.1 b) mitversicherte Vermögensschäden, 
 
b) für das Umweltschadens-Risiko auf den Betrag von EUR ..., 
 
begrenzt. 
 

A2-10.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für 
 

a) Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft- 
oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führer-
schein- oder Versicherungspflicht unterliegen; 

 
b) Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen; 
 
c) Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen; 
 
d) Risiken, die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen 

von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind. 
 
e) für Risiken im Zusammenhang mit Geothermie-Anlagen, die mittels Boh-

rung errichtet werden oder wurden. 
 
 

A2-11  Nachhaftung 
 
A2-11.1  Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder dauernden 

Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kündigung des Versicherers oder 
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des Versicherungsnehmers, so besteht der Versicherungsschutz für solche 
Schäden weiter, die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten 
sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses noch 
nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe: 

 
Der Versicherungsschutz 

 
- gilt für die Dauer von … Jahren vom Zeitpunkt der Beendigung des Versi-

cherungsverhältnisses an gerechnet. 
 
- besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im Umfang des bei Beendigung 

des Versicherungsverhältnisses geltenden Versicherungsvertrags, und 
zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der Jahreshöchstersatzleistung des 
Versicherungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet, für den 
einzelnen Versicherungsfall jedoch maximal bis zur Höhe der Versiche-
rungssumme des Versicherungsjahres, in dem das Versicherungsverhält-
nis endet. 

 
Die in den vorgenannten Zeitraum fallenden Versicherungsfälle werden so be-
handelt, als wären sie am letzten Tag vor Vertragsbeendigung eingetreten. 

 
A2-11.2  A2-11.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der Laufzeit des Versiche-

rungsverhältnisses ein versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, 
dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzustellen ist. 

 

 

A2-12  Obliegenheiten des Versicherungsnehmers bei unmittelbarer Gefahr eines 

Umweltschadens und nach Eintritt eines solchen 

 
Für das Umweltschadens-Risiko gilt statt B3-3.2: 

 
A2-12.1  Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich nach Kenntnis durch 

den Versicherungsnehmer anzuzeigen, auch wenn noch keine Sanierungs- oder 
Kostentragungsansprüche erhoben wurden. 

 
A2-12.2  Dem Versicherungsnehmer obliegt es ferner, den Versicherer jeweils unverzüg-

lich und umfassend zu informieren über: 

 
a) seine ihm gemäß § 4 Umweltschadensgesetz obliegende Information an 

die zuständige Behörde, 
 
b) behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung oder Sanierung eines 

Umweltschadens gegenüber dem Versicherungsnehmer, 
 

c) die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem Dritten entstandenen 
Aufwendungen zur Vermeidung, Begrenzung oder Sanierung eines Um-
weltschadens, 

 
d) den Erlass eines Mahnbescheids, 
 
e) eine gerichtliche Streitverkündung, 
 
f) die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen oder gerichtlichen 

Verfahrens. 
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A2-12.3  Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwendung und Minde-
rung des Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers sind zu befolgen, so-
weit es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer aus-
führliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der 
Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach 
Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen 
mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt werden. 

 
A2-12.4  Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Umweltschäden sind unver-

züglich mit dem Versicherer abzustimmen. 
 
A2-12.5  Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt im Zusammenhang mit 

Umweltschäden muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder 
die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des Versiche-
rers bedarf es nicht. 

 
A2-12.6 Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren wegen eines 

Umweltschadens hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer die Führung 
des Verfahrens zu überlassen. Im Falle des gerichtlichen Verfahrens beauftragt 
der Versicherer einen Rechtsanwalt im Namen des Versicherungsnehmers. Der 
Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderli-
chen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

 
A2-12.7  Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten verletzt, gilt B3-3.3 

(Rechtsfolge bei Verletzung von Obliegenheiten). 
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A2-13 Zusatzbaustein 1 zum Umweltschadens-Risiko 
 

Falls folgendes zusätzliche Risiko versichert werden soll, kann durch be-

sondere Vereinbarung der Versicherungsschutz im Versicherungsschein 

oder in seinen Nachträgen wie folgt erweitert werden:  
 
A2-13.1  Umweltschäden auf eigenen Grundstücken und am Grundwasser 

 
Abweichend von A2-8.24.2 und A2-8.26.2 besteht im Rahmen und Umfang die-
ses Vertrages Versicherungsschutz auch für Pflichten oder Ansprüche wegen 
Umweltschäden 

 
- an geschützten Arten oder natürlichen Lebensräumen, die sich auf Grund-

stücken einschließlich Gewässern befinden, die im Eigentum des Versiche-
rungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet 
oder geliehen sind oder waren. 

 
- an Boden, der im Eigentum des Versicherungsnehmers steht, stand oder 

von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen ist oder war, soweit 
von diesem Boden Gefahren für die menschliche Gesundheit ausgehen. 

 
Für darüber hinausgehende Pflichten oder Ansprüche für Schäden an die-
sen Böden kann Versicherungsschutz nach A2-14 (Zusatzbaustein 2) ver-
einbart werden. 

 
- an Gewässern (nicht jedoch Grundwasser), die im Eigentum des Versiche-

rungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet 
oder geliehen sind oder waren. 

 
- Am Grundwasser 

 
Soweit es sich hierbei um Grundstücke, Böden oder Gewässer handelt, die vom 
Versicherungsnehmer gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen sind oder wa-
ren, findet A2-1.3 dann keine Anwendung, wenn der Versicherungsnehmer von 
einer Behörde in Anspruch genommen wird. Das gleiche gilt, wenn er von einem 
sonstigen Dritten auf Erstattung der diesem auf der Grundlage des Umweltscha-
densgesetzes entstandenen Kosten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts in Anspruch genommen wird. 

 
Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf die im Versicherungs-
schein deklarierten Grundstücke. 

 
Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versiche-
rungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz nimmt, besteht abweichend von A2-9 
kein Versicherungsschutz. 

 
Die gesetzlichen Regelungen des Versicherungsvertragsgesetzes zur Gefahrer-
höhung bleiben unberührt. 

 
A2-13.2  Betriebsstörungserfordernis 
 

Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Umweltschäden, die unmittelbare 
Folge einer Betriebsstörung sind. 

 



 

 
30 

A2-7.2 b) (Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls ohne Vorliegen ei-
ner Betriebsstörung) und A2-8.22 Abs. 2 (Normalbetrieb) finden keine Anwen-
dung. 

 
A2-13.3  Ausschlüsse 
 

Die in A2-1 bis A2-12 enthaltenen Ausschlüsse gelten auch für diesen Zusatz-
baustein. Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrück-
lich etwas anderes bestimmt ist, gilt zusätzlich: 

 
a) Dekontaminationskosten 

 
Ausgeschlossen sind Kosten aus der Dekontamination von Erdreich infolge 
eines auf Grundstücken, die im Eigentum des Versicherungsnehmers ste-
hen, standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen sind 
oder waren, eingetretenen Brandes, Blitzschlages, einer Explosion, eines 
Anpralls oder Absturzes eines Flugkörpers, seiner Teile oder seiner La-
dung. Dies umfasst auch die Untersuchung oder den Austausch von Erd-
reich, ebenso den Transport von Erdreich in eine Deponie und die Ablage-
rung oder Vernichtung von Erdreich. 

 
Versicherungsschutz für derartige Kosten kann ausschließlich über eine 
entsprechende Sach-/ Feuerversicherung vereinbart werden. 

 
b) Unterirdische Abwasseranlagen 

 
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die von 
unterirdischen Abwasseranlagen ausgehen. 

 
Dies gilt nicht für versicherte Abscheider. 

 
c) Ansprüche aus anderen Versicherungsverträgen 

 
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, für die der 
Versicherungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz 
beanspruchen kann. 

 
A2-13.4  Versicherungssummen/Maximierung/Selbstbeteiligung 
 

Die Versicherungssumme und die Jahreshöchstersatzleistung betragen im Rah-
men der gemäß A2-5 vereinbarten Versicherungssumme EUR ... 

 
Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von den gemäß A2-
1.2.2 versicherten Kosten EUR ... selbst zu tragen. Der Versicherer ist auch in 
diesen Fällen zur Prüfung der gesetzlichen Verpflichtung und zur Abwehr unbe-
rechtigter Inanspruchnahme verpflichtet. 

 
 

A2-14  Zusatzbaustein 2 zum Umweltschadens-Risiko 
 

Falls folgendes zusätzliche Risiko versichert werden soll, kann durch be-

sondere Vereinbarung der Versicherungsschutz im Versicherungsschein 

oder in seinen Nachträgen wie folgt erweitert werden: 
 
A2-14.1  Schädliche Bodenveränderungen gemäß Bundesbodenschutzgesetz 
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Abweichend von A2-8.24.2 und über den Umfang von A2-13 (Zusatzbaustein 1) 
hinaus besteht im Rahmen und Umfang dieses Vertrages Versicherungsschutz 
für weitergehende Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung des Bodens wegen 
schädlicher Bodenveränderungen gemäß Bundesbodenschutzgesetz, wenn der 
Versicherungsnehmer Eigentümer, Mieter, Leasingnehmer, Pächter oder Entlei-
her des Bodens und Verursacher des Schadens ist oder war. 

 
Soweit der Versicherungsnehmer Mieter, Leasingnehmer, Pächter oder Entleiher 
des Bodens ist oder war, findet A2-1.3 keine Anwendung. 

 
Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf die im Versicherungs-
schein deklarierten Grundstücke. 

 
Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versiche-
rungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz nimmt, besteht abweichend von A2-9 
kein Versicherungsschutz. 

 
Die gesetzlichen Regelungen des Versicherungsvertragsgesetzes zur Gefahrer-
höhung bleiben unberührt. 

 
A2-14.2  Betriebsstörungserfordernis 
 

Versicherungsschutz besteht ausschließlich für die Sanierung des Bodens we-
gen schädlicher Bodenveränderungen, die unmittelbare Folge einer Betriebsstö-
rung sind. 

 
A2-7.2 b) (Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls ohne Vorliegen ei-
ner Betriebsstörung) und A2-8.22 Abs. 2 (Normalbetrieb) finden keine Anwen-
dung. 

 
A2-14.3  Versicherte Kosten 
 

In Ergänzung zu A2-1.2.2.2 sind die dort genannten Kosten für die Sanierung 
von Schädigungen des Bodens auch dann mitversichert, soweit von diesem Bo-
den keine Gefahren für die menschliche Gesundheit ausgehen. 

 
Versichert sind diese Kosten jedoch nur, sofern sie der Versicherungsnehmer 
nach einer Betriebsstörung 

 
- aufgrund behördlicher Anordnung aufwenden musste oder 
 
- diese Kosten nach Abstimmung mit dem Versicherer aufgewendet wurden. 

 
A2-14.4  Ausschlüsse 
 

Ausgeschlossen sind Kosten im Sinne von A2-14.3, soweit die Schädigung des 
Bodens des Versicherungsnehmers Folge einer Betriebsstörung beim Dritten ist. 

 
Die in A2-1 bis A2-13 enthaltenen Ausschlüsse gelten auch für diesen Zusatz-
baustein. 

 
A2-14.5  Versicherungssummen/Maximierung/Selbstbeteiligung 
 

Versicherungsschutz besteht im Rahmen der unter A2-13 (Zusatzbaustein 1) 
vereinbarten Versicherungssumme und der dort vereinbarten Selbstbeteiligung. 




